
 

3. Satzung der Gemeinde Grammetal zur Änderung der Hauptsatzung 
 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28.01.2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. März 2021 (GVBl. S. 113) 
erlässt die Gemeinde Grammetal folgende Satzung: 

 
§ 1 

Die Hauptsatzung der Gemeinde Grammetal vom 22.01.2020, bekannt gemacht am 
08.02.2020 im Amtsblatt (Grammetalbote), zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung 
vom 19.02.2021, bekannt gemacht am 13.03.2021 im Amtsblatt (Grammetalbote) wird wie 
folgt geändert: 
 
1. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 
 
§ 6a Einwohnerfragestunde 
(1) Der Gemeinderat räumt den Einwohnern der Gemeinde Grammetal in jeder öffentlichen 
Sitzung am Beginn bzw. Ende der Sitzung die Möglichkeit ein, Fragen zu stellen sowie 
Anregungen und Vorschläge zu unterbreiten. Das Thema muss sich auf Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungskreises der Gemeinde Grammetal beziehen und in öffentlicher Sitzung zu 
behandeln sein. 
(2) Die Höchstdauer der Einwohnerfragestunde beträgt 30 Minuten. 
(3) Das Rederecht wird den Einwohnern in der Reihenfolge der Meldung nach Angabe des 
Namens und des Wohnorts erteilt. 
(4) Fragen, Anregungen und Vorschläge müssen kurz gefasst sein, sollen die Dauer von zwei 
Minuten nicht überschreiten und sind auf zwei Angelegenheiten je Anfragenden begrenzt. 
Zulässig sind zwei Nachfragen des Einwohners. 
(5) Der Bürgermeister oder ein von ihm Beauftragter nimmt mündlich Stellung. Eine 
Aussprache bzw. Beratung dazu findet nicht statt. 
(6) Anfragen, die in der Sitzung nicht beantwortet werden konnten, werden schriftlich - 
soweit möglich - bis 4 Wochen nach der Sitzung oder in der nächsten öffentlichen Sitzung des 
Gemeinderats beantwortet. 
 
2. Nach § 9 wird ein § 9a eingefügt: 
 
§ 9a Sitzungen und Entscheidungen in Notlagen 
(1) Die Sitzungen des Gemeinderats können in Notlagen ohne persönliche Anwesenheit der 
Mitglieder im Sitzungsraum durch eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton, 
insbesondere in Form von Videokonferenzen durchgeführt werden. Eine Notlage besteht, 
wenn es den Mitgliedern des Gemeinderats aufgrund einer außergewöhnlichen Situation nicht 
möglich ist, persönlich an den Sitzungen des Gemeinderats teilzunehmen. Außergewöhnliche 
Situationen sind insbesondere Katastrophenfälle nach § 34 des Thüringer Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes, Pandemien oder Epidemien. Der Bürgermeister stellt eine 
Notlage nach Satz 2 fest und lädt die Gemeinderatsmitglieder zu Sitzungen nach Satz 1 ein. 
Der Gemeinderat beschließt in seiner nächsten Sitzung über den Fortbestand der vom 
Bürgermeister nach Satz 4 festgestellten Notlage. Im Übrigen bleiben die für den 
Geschäftsgang von Sitzungen des Gemeinderats geltenden Regelungen unberührt. 
 
(2) Ist es dem Gemeinderat während der vom Bürgermeister nach Absatz 1 Satz 4 
festgestellten Notlage nicht möglich, eine Sitzung nach Abs. 1 Satz 1 durchzuführen, kann er 
die Beschlüsse über Angelegenheiten, die nicht bis zur nächsten Sitzung aufgeschoben 
werden können, auf Antrag des Vorsitzenden, einer Fraktion oder eines Viertels der 
Mitglieder des Gemeinderates im Umlaufverfahren fassen. Für den Antrag auf Durchführung 



 

des Umlaufverfahrens, die Stimmabgabe zur Anwendbarkeit des Umlaufverfahrens nach Satz 
3 und über die Beschlussvorlagen ist die Textform (§ 126b BGB) ausreichend. Der 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren müssen drei Viertel der Mitglieder des Gemeinderats 
zustimmen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen über die erforderlichen 
Mehrheiten in Sitzungen. Ist die Beschlussfassung im Umlaufverfahren abgeschlossen, hat 
der Bürgermeister die Gemeinderatsmitglieder unverzüglich über die in diesem Verfahren 
gefassten Beschlüsse zu unterrichten. 
 
(3) Wahlen und sonstige geheime Abstimmungen im Sinne des § 39 ThürKO dürfen nicht in 
Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 oder im Umlaufverfahren nach Abs. 2 durchgeführt werden. 
 
(4) Die Gemeinde hat die technischen Voraussetzungen für Sitzungen nach Abs. 1 S. 1 und 
das Umlaufverfahren nach Abs. 2 zu schaffen und die Einhaltung der datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen sicherzustellen. Dazu gehört insbesondere, dass die Gemeinde ein geeignetes 
Videokonferenzsystem für die Durchführung von Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 bereitstellt. 
Die Funktionsfähigkeit  der Technik und der Internetzugänge bei den Mitgliedern des 
Gemeinderats und den sonstigen zu einer Gemeinderatssitzung zu ladenden Personen ist von 
den jeweiligen Mitgliedern und sonstigen Teilnehmenden zu gewährleisten. 
Die für die Teilnahme an einer Sitzung nach Absatz 1 Satz 1 bzw. einem Umlaufverfahren 
nach Absatz 2 erforderlichen Endgeräte (z.B. Tablet, Laptop, Kamera, Mikrofon) stellt die 
Gemeinde den Mitgliedern des Gemeinderates zur Verfügung. Für die Funktionsfähigkeit 
(unter anderem durch Wartung, Updates aufspielen etc.) ist jedes Mitglied des Gemeinderates 
selbst verantwortlich. 
 
(5) Diese Regelungen gelten für andere kommunale Gremien entsprechend. 
 
3. Nach § 10 wird ein § 10a eingefügt: 
 
§ 10a Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
Bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen berühren, 
sollen diese in angemessener Weise beteiligt werden. Die Beteiligung kann insbesondere 
erfolgen durch 

- die Bildung eines Kinder- und Jugendbeirates, 
- die Durchführung von Versammlungen mit Kindern und Jugendlichen entsprechend 

den Einwohnerversammlungen gem. § 15 Abs. 1 ThürKO, 
- Umfragen bei Kindern und Jugendlichen, 
- Umfragen in Jugendforen oder 
- die Durchführung von Jugendworkshops. 

Der Bürgermeister entscheidet in Abhängigkeit der einzelnen Planungen und Vorhaben, in 
welcher Form und bis zu welchem Alter die Kinder und Jugendlichen beteiligt werden. 
 
4. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei den 
Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse als 
Entschädigung einen monatlichen Sockelbetrag von 65 Euro sowie ein Sitzungsgeld 
von 20 Euro für die notwendige, nachgewiesene Teilnahme an Sitzungen des 
Gemeinderats oder eines Ausschusses, in dem sie Mitglied sind. Dabei dürfen nicht 
mehr als zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden. Für die Teilnahme an einer 
Sitzung nach § 36a Absatz 1 Satz 1 ThürKO wird gleichermaßen die Entschädigung 
gewährt. 

 
 



 

 
5. § 13 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der 

Sitzungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse erfolgt auf der Internetseite der 
Gemeinde Grammetal unter der Adresse „www.grammetal.de“. Zudem sollen diese 
Bekanntmachungen auch bis zum Tag der jeweiligen Sitzung nachrichtlich an der  
Verkündungstafel am Verwaltungssitz der Gemeinde in Isseroda (am Zugang zum 
Verwaltungsgebäude der Gemeinde Grammetal, Schloßgasse 19) ausgehangen werden.  
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderats 
und seiner Ausschüsse ist mit dem Ablauf des ersten Tages der Veröffentlichung auf der 
Internetseite vollendet. Die entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am 
Tag nach der jeweiligen Sitzung wieder von der Internetseite entfernt werden. Über die 
Bekanntmachung ist ein Aktenvermerk anzufertigen. 
Auf den bekannt gemachten Schriftstücken sind Ort und Zeit des Aushangs sowie 
Zeitpunkt der Abnahme unterschriftlich zu bescheinigen. 

 
6. In § 13 Abs. 4 werden nach der Tabelle folgender Sätze 2, 3 und 4  angefügt: 

 
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Ortschaftsrats ist mit 
dem Ablauf des ersten Tages des Aushangs an den Verkündungstafeln vollendet. Die 
entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach der jeweiligen Sitzung 
abgenommen werden. 
Auf den bekannt gemachten Schriftstücken sind Ort und Zeit des Aushangs sowie Zeitpunkt 
der Abnahme unterschriftlich zu bescheinigen.  
 
7. Der bisherige § 13 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 
(5) Die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen für die Kommunalwahlen werden durch 

Veröffentlichung im Amtsblatt „Grammetalbote“ der Gemeinde Grammetal 
vorgenommen.  
Ist eine Bekanntmachung in der in Satz 1 festgelegten Form  aus zeitlichen Gründen nicht 
möglich, so erfolgt die Bekanntmachung auf der Internetseite der Gemeinde Grammetal 
unter der Adresse www.grammetal.de. Zudem soll in diesen Fällen die Bekanntmachungen 
bis zum Erreichen des Bekanntmachungszwecks nachrichtlich an der Verkündungstafel am 
Verwaltungssitz (Schloßgasse 19, 99428 Grammetal) ausgehängt werden. 

 
8. Der bisherige § 13 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
(6) Für die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen  sonstiger Wahlen (insbesondere 

Europa- Bundestags- und Landtagswahlen) gilt Abs. 5 entsprechend. 
 

§ 2 
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
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